
 

 

 

 

 

Berlin, 07.02.2017 

             

Pressemitteilung: Iris Spranger erfreut über rasches Einlenken der 
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 

 

 

Iris Spranger zeigt sich erfreut über die Ankündigung des landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften, die Mieterhöhungen, die seit dem 1.1.2017 in Kraft getreten 

sind, überprüfen zu wollen keine weiteren Mieterhöhungsverlangen aussprechen zu wollen. 

Spranger: „Ich begrüße, dass sich die Vorstände und Geschäftsführer der landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften mit den Senatoren für Stadtentwicklung und Wohnen sowie 

Finanzen auf dieses Verfahren geeinigt haben.  

Mit der nun beschlossenen Kooperationsvereinbarung zwischen Senat und 

Wohnungsbaugesellschaften zeigt sich, dass Koalition und Senat ihre politischen 

Versprechen halten und wir in Berlin auch künftig sozialverträgliche Mieten gewährleisten 

werden.“ 

Spranger hatte in einer Pressemitteilung vom 1.2.2017 gefordert, dass die landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften sich an die Beschlüsse der Koalitionsvereinbarung zu halten 

hätten und die Mieterhöhungen zurückzunehmen seien. 

Im Koalitionsvertrag war u.a. festgelegt worden, dass bei den landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaften als Sofortmaßnahmen u.a. die Mieterhöhungsmöglichkeiten für 

Bestandsmietverträge für vier Jahre auf maximal zwei Prozent jährlich beschränkt werden. 

Ferner dürfen Modernisierungen mit maximal sechs Prozent auf die Jahresmiete umgelegt 

werden.  

 

V.i.S.d.P. Iris Spranger              

  

Preußischer Landtag 
Niederkirchnerstraße 5 
D-10111 Berlin 
Tel. (030) 23 25 22 91 
Fax (030) 23 25 22 29 
 

Bürgerbüro: 

Köpenicker Straße 25 

12683 Berlin 

Tel.(030) 522 833 65 

Fax. (030 522 833 67) 

 

 

Iris Spranger 

MITGLIED DES  

ABGEORDNETENHAUSES VON BERLIN 

 

SPD-FRAKTION 


